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A. Problemstellung und Zielsetzung dieser Arbeit

„Von der Fusion in die Konfusion“

– so charakterisiert ein Aphoristiker das Joint Venture.1 Konfusion meint zum
einen „Verworrenheit“ oder „Unklarheit“.2 Zum anderen bedeutet der Terminus
im Rechtssinne das Erlöschen eines Schuldverhältnisses durch Zusammenfallen
von Schuld und Forderung infolge der Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge.3 Zur
Annäherung an den Gegenstand dieser Arbeit – die kartellrechtlichen Grenzen
bei Rechtswahrnehmung von Gesellschaftern im Gemeinschaftsunternehmen
(im Folgenden: GU) – ist beides ergiebig. Unklarheit, also Konfusion im Sinne
einer (Rechts-)Unsicherheit, besteht bei der Beurteilung des GU – „dem unbe-
kannten Wesen“ –4 im Allgemeinen und der hier interessierenden Frage im Be-
sonderen5. Entsprechendes gilt für kontrollierende und nichtkontrollierende
Minderheitsbeteiligungen.6 Eine Parallele zur schuldrechtlichen Konfusion ist
opportun, reduziert man die Wertung auf ihren Kern: Bei Konfusion fehlt eine
zwischenparteiliche Beziehung aufgrund der Identität von Gläubiger und
Schuldner, also einer Doppelrolle. Mit dem Zusammenschluss geht die Frage
einher, ob im Verhältnis der Mutter – der als Gesellschafterin und Wettbewer-

1 So Quadbeck-Seeger, Im Labyrinth der Gedanken, S. 94 , obwohl die Gründung keine
Fusion i. e. S. ist.

2 https://www.duden.de/node/81863/revision/602120 (sämtliche Links zuletzt abgerufen
am: 26.1.2025), Bedeutungen Nr. 1 b). Duden, Die deutsche Rechtschreibung, S. 688 be-
schreibt den Begriff u. a. als „Verwirrung, Durcheinander“.

3 Statt vieler z. B. und m. w. N. Fetzer, in: MüKo BGB Bd. 3, Vor § 362 BGB Rn. 4.
4 So Kapp/Wegner, CCZ 2015, 198.
5 Vgl. etwa Walch, NZ 2020, 71, der in Besprechung von OGH, Urt. v. 19.12.2019, 6 Ob

105/19p, ECLI:AT:OGH0002:2019:0060OB00105.19P.1219.000 (im Folgenden ohne ECLI)
auf die Unklarheiten verweist, die das Urt. nicht ausräumen konnte. Ähnl. Wollmann, in: FS
Wiedemann, S. 207, der es hinsichtlich des OGH-Urteils in Sachen dm für „verblüffend“ hält,
„dass […] bis heute wesentliche, auch im Tagesgeschäft wichtige Grundsatzfragen des euro-
päischen Kartellrechts nicht abschließend geklärt sind“. Zur Frage, inwiefern eine Koordi-
nierung infolge eines legitimierten Zusammenschlusses an Art. 101 AEUV zu messen ist,
Pohlmann, in: MüKo WettbR Bd. 1/1, Art. 101 AEUV Rn. 681 m. w. N.

6 Zum Fehlen klarer Strukturen insoweit Wirtz/Dompke, JECLAP 2021, 604.
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berin ebenfalls zwei Funktionen zukommen – zum GU eine wirtschaftliche
Einheit ohne wettbewerbserhebliches Außenverhältnis entsteht.

Bei Beteiligungen von Wettbewerbern an Kapitalgesellschaften geht es häufig
um Wettbewerbsverbote.7 Gegenstand dieser Untersuchung ist das Kartellverbot
– konkret: das Ob und bejahendenfalls das Wie seiner Anwendung – zwischen
GU und einer mit ihm konkurrierenden Mutter bei Wahrnehmung von Gesell-
schaftereinflüssen8. Möglicherweise greifen für die Rechtswahrnehmung kartell-
verbotsrechtliche Schranken, denen wiederum Schranken zu setzen sind.9 Zweifel
an der Anwendbarkeit des Kartellverbots folgen aus der fusionskontrollrechtli-
chen Freigabe infolge der Strukturveränderung und der etwaig gebildeten
Einheit, die eine bestimmte Gesellschaftsform hat. Die Frage ist: Können Gesell-
schafter ihre im Zuge des Zusammenschlusses kartellrechtlich legitim erworbe-
nen Einflüsse unbegrenzt ausüben? Nur ein „Nein“ erlaubt Folgeüberlegungen
zum Wahrnehmungsumfang.

Grenzen des Kartellverbots bei der Wahrnehmung von Gesellschaftereinflüs-
sen im GU sind aus verschiedenen Erwägungen heraus problematisch. Erstens
können dem GU a priori wettbewerbliche Risiken inhärent sein. Im Abschluss-
bericht zur Sektoruntersuchung Walzasphalt bewertete das BKartA rund 80 %
der analysierten GU als „nach der ersten Beurteilung kartellrechtlich proble-
matisch“.10 Im GU, teils bezeichnet als „Chamäleon“11 oder Gebilde mit
„Zwitternatur“12, sind meist verschiedene Stoßrichtungen vereint – hin zum
Kartell sowie zum Zusammenschluss.13 Die Bedenken können den gesamten

7 Zur gesellschaftsr. Einordnung Rüffler, GES 2019, 272; zum kartellr. Rahmen Teil 1:Ka-
pitel 2:C.II.3.b) (Querverweise inkludieren stets die Nachweise am Verweisungsziel). Das
Wettbewerbsverbot kann auch vorliegend bedeutsam sein, vgl. Teil 3:Kapitel 2:A.II.2.d)bb).

8 Soweit nicht näher diff., sind „Einflüsse“ und „Rechte“ im Folgenden synonym zu ver-
stehen.

9 Zur Wortwahl – „nicht schrankenlos“ bzw. „Schranken“ – BWB, Standpunkt zu Fragen
der Anwendbarkeit des kartellrechtlichen Konzernprivilegs (Mai 2020), S. 3, 11, abrufbar
unter: https://www.bwb.gv.at/recht-publikationen/standpunkte (im Folgenden ohne Link)
sowie i. Z. m. OGH, Urt. v. 19.12.2019, 6 Ob 105/19p etwa Wollmann, in: FS Wiedemann,
S. 207, 211. Hierzu auch Rüffler, GES 2019, 272. Vgl. primär aus gesellschaftsr. Sicht Otte,
NZG 2014, 521 ff. und zu „kartellrechtlichen Schranken“, insb. für Minderheitsgesellschafter
bei § 51a Abs. 1 GmbHG und § 131 Abs. 1 AktG, Schmidt/Schreiber, BB 2002, 1921, 1924 ff.
Schranken und Schranken-Schranken sind u. a. aus der grundrechtlichen Dogmatik bekannt,
vgl. z. B. Jarass, in: Jarass/Pieroth, Vorb. vor Art. 1 GG Rn. 14 m. w. N. oder zu Grundfrei-
heiten Kingreen, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 51 GRCh Rn. 19 ff. Hier und im
Folgenden verstehen sie sich untechnisch.

10 BKartA, Sektoruntersuchung Walzasphalt (September 2012) – abrufbar unter: http
s://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Sektoruntersuchungen/Sektoru
ntersuchung%20Walzasphalt%20–%20Abschlussbericht.html (im Folgenden ohne Link) –
Rn. 234 und hierzu Ulshöfer, NZKart 2018, 246.

11 Ritter, in: FS Ulmer, S. 955.
12 Bien, NZKart 2014, 214, 215 m. w. N.
13 Vgl. z. B. und je m. w. N. ders., NZKart 2014, 214, 215; Zimmer, in: Immenga/Mest-

mäcker, WettbR Bd. 2, § 1 GWB Rn. 172 ff. Zum Doppelcharakter Teil 1:Kapitel 1:A.
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Lebenszyklus des GU begleiten, sich wandeln und unternehmerische Prozesse
lähmen.14 Brisant ist das aufgrund der erheblichen Bedeutung von GU in praxi.15

Zweitens besteht – trotz Konkretisierung in den aktuellen Horizontal-Leitli-
nien – noch immer Unsicherheit, wann und unter welchen Voraussetzungen das
Konzernprivileg im GU greift.16 Schwierigkeiten bereitet die Selbsteinschätzung
nach dem in der VO 1/2003 geltenden System der Legalausnahme.17 Drittens tritt
strukturell erschwerend hinzu, dass es nicht um eine isolierte Kartellabsprache,
sondern darum geht, ob die Rechtsausübung als solche ein kartellverbotswidri-
ges Verhalten darstellt. Hier schwingen fusionskontrollrechtliche und gesell-
schaftsrechtliche Erwägungen mit. Unter den Voraussetzungen des Art. 3 Abs. 4
FKVO bedeutet die Gründung eines GU einen Zusammenschluss gemäß dem
Kontrolltatbestand des Abs. 1 lit. b). Das nationale Recht fingiert bei Anteilser-
werb mehrerer gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 3 GWB für den Markt des GU nach S. 3
auch einen Zusammenschluss der Mütter.18 Im Anwendungsbereich von FKVO
und GWB entsteht mit GU-Gründung ein kartellrechtlich gestattetes Gebilde,
das mit den Müttern mehr oder weniger intensiv verflochten ist. Bei einem Wett-
bewerbsverhältnis zwischen Mutter und GU ergeben sich Besonderheiten: Die
Mutter eines Vollfunktions-GU i. S. d. FKVO kontrolliert das GU mit, ist zu-
gleich jedoch konkurrierender Marktakteur. Einerseits erlangt sie häufig sensible
Informationen und nimmt potentiell Einfluss auf die Marktausrichtung des GU,
andererseits kann das Verhalten – zwischen schlichten Wettbewerbern gedacht –
kartellrechtlich bedenklich sein. Das gesellschaftsrechtlich Zugesicherte kolli-
diert möglicherweise mit dem kartellrechtlich Untersagten.

Die Problematik ist aktuell und nicht allein theoretischer Natur. Das zeigen
jüngere Entscheidungen des österreichischen Obersten Gerichtshofs (im Folgen-
den: OGH), der sich zur Anwendbarkeit des Kartellverbots zwischen minder-

14 Ausf. zu Bedenken in den „Lebensabschnitten“ Kapp/Wegner, CCZ 2015, 198 ff. Ob das
GU eine „Black Box für Kartellabsprachen“ bildet, untersuchen Böni/Wassmer, WuW 2014,
681 ff.

15 Vgl. zur Bedeutung je m. w. N. Böni/Wassmer, WuW 2014, 681; Thomas, ZWeR 2005,
236, 238. Vgl. etwa Jungermann, in: Schulte, Hdb. Fusionskontrolle, Rn. 1686; Kersting, in:
LMRKM, 2. Teil. GU Rn. 3; Mestmäcker/Schweitzer, Europäisches Wettbewerbsrecht, § 27
Rn. 2. Grund hierfür sind die mit der GU-Gründung verbundenen bzw. erwarteten Effizi-
enzen, hierzu Teil 1:Kapitel 1:A.II.

16 Zu den Horizontal-Leitlinien Teil 2:Kapitel 1:B.II.; zu Unsicherheiten bereits Thomas,
ZWeR 2005, 236 ff.

17 Vgl. ders., ZWeR 2005, 236, 238, der in Fn. 9 klarstellt, dass es – anders als bei Neben-
abreden – nicht darum geht, dass eine Übereinkunft i. S. d. FKVO „als genehmigt“ gilt,
sondern, dass das konzerninterne Verhältnis per se nicht unter das Kartellverbot fällt. Zu
Irrtümern i. R. d. VO 1/2003 Dreher/Thomas, WuW 2004, 8 ff.

18 Zu dieser „Teilfusion“ Kersting, in: LMRKM, § 37 GWB Rn. 55.
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heitlich beteiligter Mutter und GU bei Stimmrechtsausübung19 und Geltend-
machung eines Informationsbegehrens20 positionierte. Die Entscheidungen ste-
hen geradezu plastisch für die Rechtsunsicherheit, die in diesem Bereich
herrscht.21 Zahlreiche Fragen sind nicht final geklärt.22 Mit ihnen beschäftigte
sich die österreichische Bundeswettbewerbsbehörde (im Folgenden: BWB) zwei-
mal – im Vorfeld und Nachgang zu den Entscheidungen des OGH.23 Ob der
Wahrnehmung von Gesellschafterrechten kartellrechtliche Grenzen gesetzt sind,
war in Österreich – so ein Literaturvertreter – eine „kaum behandelte Frage“.24

Auch die Unionsgerichte haben sie nicht unmittelbar adressiert.25 Auf die gegen-
wärtige Bedeutung der hier diskutierten Aspekte weisen zwei weitere Entwick-
lungen hin. Zum einen zeigte der EuGH 2023 in Towercast26 die Abgrenzungs-
schwierigkeiten zwischen Struktur- und Verhaltenskontrolle auf. Damit
thematisiert der Gerichtshof eine Kernfrage dieser Arbeit, wenn auch in anderem
Kontext. Zum anderen hat sich die Kommission in den Horizontal-Leitlinien
jüngst mit der Anwendbarkeit des Kartellverbots zwischen Mutter und GU
befasst.27 In der öffentlichen Konsultation28 verwies die Studienvereinigung
Kartellrecht auf die Unsicherheiten hinsichtlich des Anwendungsbereichs des
Art. 101 AEUV im GU.29

19 OGH, Urt. v. 19.12.2019, 6 Ob 105/19p. Während Wollmann, in: FS Wiedemann,
S. 207, 214 der Entscheidung bzgl. des relativen Unternehmensbegriffs „Neuigkeitscharakter“
zuspricht, geht Hummer, ÖZK 2020, 65, 71 i. E. von einem Bruch mit Art. 273 Abs. 3 AEUV
aus. Nach Schuhmacher, wbl 2020, 171, 172 dient sie der Rechtssicherheit.

20 OGH, Beschl. v. 20.2.2020, 6 Ob 166/19h, ECLI:AT:OGH0002:2020:0060OB00166.
19H.0220.000 (im Folgenden ohne ECLI).

21 So auch Kühnert, CoRe 2020, 108: „The case illustrates the uncertainty which currently
prevails regarding the application of Article 101 TFEU to the relationship between a joint
venture and its parent companies.“

22 I. d. S. Reidlinger/Stenitzer, GesRZ 2020, 137 und Walch, NZ 2020, 71.
23 BWB, Standpunkt zu Fragen der Anwendbarkeit des kartellrechtlichen Konzernprivi-

legs (Mai 2020) aktualisierte das Papier aus Dezember 2019; hierzu BWB, Tätigkeitsbericht
2020 (Juni 2021), S. 27, abrufbar – wie sämtliche angegebenen Tätigkeitsberichte der BWB –
unter: https://www.bwb.gv.at/recht-publikationen/taetigkeitsberichte-der-bundeswettbewer
bsbehoerde (im Folgenden – für alle Berichte – ohne Link).

24 Rüffler, GES 2019, 272, welcher in der untersuchten Fragestellung w. N. nennt.
25 Insb. zu den Fragen hinsichtlich des Konzernprivilegs Reidlinger/Stenitzer, GesRZ

2020, 137.
26 EuGH, Urt. v. 16.3.2023, C-449/21, ECLI:EU:C:2023:207 – Towercast.
27 Horizontal-Leitlinien (2023), Rn. 12 m. w. N., wobei sie nach Rn. 46 nicht für die Grün-

dung eines Vollfunktions-GU im Anwendungsbereich der FKVO gelten; dazu und den ver-
bleibenden Unsicherheiten Teil 2:Kapitel 1:B.II. Die aktuellen Leitlinien haben die Horizon-
tal-Leitlinien (2011) abgelöst.

28 Siehe hierzu https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 22 1371.
29 Studienvereinigung Kartellrecht, Öffentliche Konsultation der Europäischen Kommis-

sion zu den Regeln des EU-Kartellrechts für horizontale Vereinbarungen, Stellungnahme v.
26.2.2020, abrufbar unter: https://www.studienvereinigung.de/publikationen/stellungnahme
n#:∼:text=Studienvereinigung%20Kartellrecht%20e.-,V.,M%C3%A4rz%202022 – im Fol-
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Ziel dieser Arbeit ist es, das Spannungsdreieck – bestehend aus Kartellverbot,
Zusammenschlusskontrolle und Gesellschafts- bzw. Gesellschafterrecht – aufzu-
lösen. Hierfür sind kartellverbotsrechtliche Bedenken bei Ausübung von Gesell-
schaftereinflüssen im gegründeten GU aufzuzeigen, die Anwendbarkeit des Kar-
tellverbots – einschließlich seiner Wechselwirkung zur Strukturveränderung und
zu gesellschaftsrechtlichen Bestimmungen – zu prüfen, ihre Reichweite zu be-
stimmen und praktische Konsequenzen für einzelne Gesellschafterrechte30 zu
analysieren. Das kann den unternehmerischen Fokus korrigieren: Greifen kar-
tellrechtliche Schranken bei Betrieb des GU, sind sie – soweit möglich – vor
Gründung auszuloten und bei der Sinnhaftigkeit des Zusammenschlusses zu eva-
luieren. Jedes finanzielle, personelle oder sonstige Engagement ist abzuwägen,
wenn das Kartellverbot die Rechtswahrnehmung begrenzt oder untersagt. Das
gilt umso mehr, je weiter das Kartellverbot gesellschaftsrechtliche Befugnisse
zurückdrängt und damit die Gesellschafterstellung faktisch aushöhlt. Gegen-
stand ist die Beziehung von Mutter und GU, wobei sich die relevanten Fragen
vorrangig bei negativ mitkontrollierender Minderheitsbeteiligung stellen.31 Kon-
kret geht es um die Rechtswahrnehmung zum Nachteil des GU und zugunsten
der konkurrierenden Mutter. Wenngleich nationale Bestimmungen nicht außen-
vor bleiben, ist das europäische Kartellrecht, besonders Art. 101 AEUV und das
im Anwendungsbereich der FKVO gegründete GU, primärer Prüfungsmaßstab.

B. Gang der Untersuchung

Teil 1 zeigt den Zwiespalt des GU zwischen Kartell und Zusammenschluss auf.
Ausgangspunkt ist die Darstellung kartellverbotsrechtlicher Bedenken im ge-
gründeten GU [Kapitel 1]. Im Vordergrund steht der Austausch wettbewerbsre-
levanter Informationen sowie der mögliche Einfluss der Mutter auf das Markt-
verhalten des GU aufgrund gesellschaftsrechtlicher, im Zuge der GU-Gründung
eingeräumter Befugnisse. Beides muss sich am Kartellverbot messen lassen –
vorausgesetzt es gilt. Vor diesem Hintergrund ist die Anwendbarkeit des Art. 101
AEUV im Nachgang zur Strukturveränderung, etwa infolge fusionskontroll-
rechtlicher Freigabe, zu beantworten [Kapitel 2]. Verneint man sie, sind der
Rechtswahrnehmung per se keine kartellverbotsrechtlichen Grenzen gesetzt. Es
geht um das (Spannungs-)Verhältnis zweier Regelungsanliegen: Mit dem Kar-
tellverbot träte zur Strukturkontrolle bei Gründung ex ante eine Verhaltenskon-

genden ohne Link und bezeichnet als: Stellungnahme v. 26.2.2020 –, Rn. 6. Vgl. hierzu Küh-
nert, CoRe 2020, 108, 110 Fn. 23.

30 Fehlt eine Differenzierung, meint „Gesellschafter“ im Folgenden den GmbH-Gesell-
schafter und den Aktionär.

31 Vgl. dazu, dass das Kartellverbot im Verhältnis zur mehrheitlich beteiligten Mutter
regelmäßig ausscheidet, Rüffler, GES 2019, 272, 275, 276 ff., der dies auf das Konzernprivileg
sowie die Wertung der FKVO stützt.
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trolle bei Betrieb des GU ex post hinzu.32 Ein (ähnlicher?) Sachverhalt wäre er-
neut Prüfungsgegenstand.33 Gleichzeitig intendieren die straffen Fristen für
FKVO-Entscheidungen Rechtssicherheit durch ein beschleunigtes, wirksames
Verfahren.34 Dies scheint konterkariert, könnte das Kartellverbot die Ausübung
fusionskontrollrechtlich legitim erworbener Gesellschaftereinflüsse vereiteln.
Das Gegenteil, die absolute und unbegrenzte Kartellrechtsimmunität, ist ebenso
zweifelhaft. Entscheidend ist: Zeichnet die Zusammenschlussprüfung jede – der
Strukturveränderung mehr oder weniger immanente – Wettbewerbskoordinie-
rung zwischen Mutter und GU frei?35 Das Judiz gerät spätestens ins Wanken,
bezieht man die zeitliche Komponente ein. Ein GU kann über Jahrzehnte be-
stehen. Unternehmensinterne und unternehmensexterne Faktoren können auf
lange Sicht die Marktrealität derart verändern, dass vormals kartellrechtlich
Unbedenkliches in anderem Licht erscheint.36 Demnach sind Inhalt und Umfang
von der „Freistellungswirkung“37 bzw. dem „Konzentrationsprivileg“38 zu be-
stimmen39 und die gegenüber dem Konzernprivileg eigenständige Bedeutung ist
herauszustellen. Systematisch ist das Fundament des Konzentrationsprivilegs,
das Prüfungsprogramm bei GU-Gründung, dem Konzernprivileg vorgelagert.
Sodann ist der Rechtsrahmen bei Betrieb des GU außerhalb des Anwendungs-
bereichs der FKVO fraglich [Kapitel 3].

Teil 2 der Untersuchung behandelt eine originär kartellrechtliche Problema-
tik, das GU und die wirtschaftliche Einheit. Sind die Voraussetzungen der wirt-
schaftlichen Einheit – konkret: des Konzernprivilegs – gegeben, ist für das Kar-
tellverbot, mithin auch für daraus resultierende Grenzen der Rechtsausübung,
kein Raum. Ausgehend vom Selbstständigkeitspostulat muss der Marktakteur
nur bei unternehmerischer Autonomie dem Konkurrenzdruck begegnen, dann
entfaltet der Wettbewerb seine Positivimpulse.40 Anders ist es, wenn Mutter und
GU ein Ganzes bilden.41 Aufgrund der Heterogenität des Begriffs der wirtschaft-

32 Vgl. zu Struktur- und Verhaltenskontrolle im GU z. B. Scherf, AG 1992, 245 ff.
33 Das legt OGH, Urt. v. 19.12.2019, 6 Ob 105/19p, Rn. 10.4. m. w. N. nahe; dazu

Teil 1:Kapitel 2:B.II.2.c).
34 Beschl. des Präsidenten des EuG v. 15.12.1992, T-96/92, ECLI:EU:T:1992:118

Rn. 30 – CCE de la Société générale des grandes sources u. a./Kommission; EuG, Urt. v.
27.11.1997, T-290/94, ECLI:EU:T:1997:186 Rn. 143 – Kaysersberg/Kommission; Hirsbrun-
ner/König, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Europäisches Unionsrecht, Art. 10 FKVO
Rn. 1 m. w. N.

35 Vgl. Wirtz/Dompke, JECLAP 2021, 604, 615, die die Frage ähnl. formulieren. Hierzu
Teil 1:Kapitel 2:A.I.3.

36 Vgl. dazu, dass sich wettb. Wirkungen wandeln können, dies., JECLAP 2021, 604, 608.
37 OGH, Urt. v. 19.12.2019, 6 Ob 105/19p, Rn. 10.4. m. w. N. Zur Entscheidung

Teil 1:Kapitel 1:B.I.2.b)aa).
38 Zum Begriff i. R. v. Nebenabreden und m. w. N. Wagemann, in: Wiedemann, Hdb.

KartellR, § 16 Rn. 204.
39 Zu den Termini Wollmann, in: FS Wiedemann, S. 207 ff. m. w. N.
40 Zum Selbstständigkeitspostulat Teil 2:Kapitel 3:A.II.
41 Zur Anknüpfung des Konzernprivilegs Teil 2:Kapitel 3:A.III.2.
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lichen Einheit ist es erforderlich, die Trias – wirtschaftliche Einheit, Konzern-
haftung und Konzernprivileg – terminologisch ein- und abzugrenzen [Kapitel 1].
Wirtschaftliche Einheit und Haftungseinheit im „Unternehmensverbund“42 sind
eng miteinander verflochten. Unklar ist das Verhältnis von Konzernprivileg und
Konzernhaftung. Beide knüpfen an die wirtschaftliche Einheit an. Ob die wirt-
schaftliche Einheit mit stets kongruenten Voraussetzungen existiert, ist ebenso
zweifelhaft wie die Allegorie einer „Kehrseite der Medaille“43 für Privileg und
Haftung. Während die Unionsgerichte – zumindest für die Haftungseinheit – im
Verhältnis Mutter/Tochter eine weitgehend klare Linie vorgeben, sind in der
Beziehung Mutter/GU zahlreiche Fragen offen [Kapitel 2]. Darauf baut die
Erörterung des Konzernprivilegs im GU auf [Kapitel 3]. Nach dogmatischer Ein-
ordnung sind die Anforderungen, insbesondere für die mitkontrollierende, min-
derheitlich beteiligte Mutter, abzustecken und die einzubeziehenden Akteure zu
bestimmen; sprich: Kann nur eine wirtschaftliche Einheit i. S. d. Konzernprivi-
legs existieren? Dem folgt retrospektiv eine Konklusion zur wirtschaftlichen
Einheit im GU [Kapitel 4].

Teil 3 formuliert den kartellverbotsrechtlichen Rahmen für die Wahrnehmung
einzelner Gesellschafterrechte. Den Schwerpunkt bildet die GmbH, auch in Ab-
grenzung zur AG [Kapitel 1]. Das GU – als kartellrechtliches Gebilde – entsteht
in einer Rechtsform, einschließlich der damit korrespondierenden Stellung des
Gesellschafters.44 Je nach Gesellschaftsform differieren Inhalt und Umfang der
Rechte. Damit variiert die Angriffsfläche des Kartellverbots. Konsens besteht,
wenn gesellschaftsrechtliche Bestimmungen den Umfang von Gesellschafterein-
flüssen im Einklang mit dem Kartellrecht determinieren. Problematisch ist es,
wenn das Kartellrecht verbietet, was das Gesellschaftsrecht erlaubt. Verschärft
präsentiert sich der Konflikt im nationalen Recht, in der Relation von Kartell-
verbot zu zwingenden Gesellschafterrechten. Die Tragweite dieser Frage ist im-
mens: Unterliegen Gesellschafterrechte bei Ausübung kartellrechtlichen Gren-
zen, könnten sie de facto auf Null beschränkt sein. Die nach gesellschaftsrecht-
lichen Bestimmungen einflussreiche Mutter des GU wäre ein zahnloser Tiger;
ihre Rechte wären eine leere Hülle. Dieses Ergebnis unterliegt einer prüfenden
Kontrolle [Kapitel 2]. Den Schranken des Kartellrechts könnten ihrerseits

42 Vgl. zum „Unternehmensverbund“ z. B. insg. Pohlmann, Der Unternehmensverbund im
Europäischen Kartellrecht, zum begrifflichen Ausgangspunkt insb. S. 65 f. und dem Verhält-
nis zur wirtschaftlichen Einheit S. 74 ff. Vgl. auch Koppensteiner, in: FS Mailänder, S. 125 ff.
und zur Haftung ders., wbl 2019, 1 ff.

43 So etwa Kersting, Der Konzern 2011, 445, 446 Fn. 6 m. w. N. und Kokott/Dittert, WuW
2012, 670, 672. Krit. zur Annahme zweier Seiten Dreher/Kulka, Wettbewerbs- und Kartell-
recht, Rn. 803 m. w. N. Die „zwei Seiten derselben Medaille“ der „Kehrseitentheorie“ gegen-
überstellend, Feyhl, Konzernverantwortlichkeit und Konzernprivileg im EU-Kartellrecht,
S. 19 ff. m. w. N. Ausf. noch Teil 2:Kapitel 1:B.I.1.

44 Vgl. zur Bedeutung der Gesellschaftsform, insb. zur praktischen Relevanz der GmbH,
etwa Lohse, Kartellfreie Gemeinschaftsunternehmen im europäischen Wettbewerbsrecht,
S. 6 f. m. w. N.
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Schranken zu setzen sein. Betroffen ist das Verhältnis von Kartell- zu Gesell-
schaftsrecht, zunächst im Allgemeinen und für die Rechtswahrnehmung im GU
im Besonderen. Zu untersuchen ist schließlich, wie das Risiko von Kartellrechts-
verstößen im GU in praxi einzudämmen ist [Kapitel 3].

Abschließend folgt eine Zusammenfassung in Thesen.
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Teil 1

Gemeinschaftsunternehmen in der Kartellverbots-
und Zusammenschlussprüfung
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Kapitel 1

Kartellbedenken im gegründeten
Gemeinschaftsunternehmen

A. Gemeinschaftsunternehmen – zwischen Kartell
und Zusammenschluss

I. Begriff

Die FKVO setzt den Begriff des GU voraus. Aus dem GWB folgt ebenfalls keine
Legaldefinition.1 Der Geltungsbereich der FKVO erstreckt sich gemäß Art. 1
Abs. 1, unbeschadet Art. 4 Abs. 5 und Art. 22 FKVO, auf Zusammenschlüsse mit
unionsweiter Bedeutung i. S. v. Art. 1 Abs. 2 und Abs. 3 FKVO. Nach Art. 3
Abs. 4 FKVO ist die Gründung eines GU, „das auf Dauer alle Funktionen einer
selbstständigen wirtschaftlichen Einheit erfüllt“, ein Zusammenschluss gemäß
Art. 3 Abs. 1 lit. b) FKVO. Von Zusammenschlüssen sind nach EG 20 S. 1
FKVO „Vorgänge erfasst, die zu einer dauerhaften Veränderung der Kontrolle an
den beteiligten Unternehmen und damit an der Marktstruktur führen.“ An einer
Definition des GU versuchen sich viele.2 Dabei taugen enge Begriffsvorgaben
wenig.3 Dennoch bewegt sich eine funktionale Annäherung nicht im luftleeren
Raum. Das GU meint ein Gebilde, innerhalb dessen die unternehmerische

1 Um zu verdeutlichen, dass die Beteiligung an einem GU durch Anteils- und Kontroller-
werb möglich ist, wurde eine solche zum 1.1.1999 aus der Altfassung nicht übernommen, vgl.
Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 13/9720, 57 und hierauf verweisend, Kers-
ting, in: LMRKM, § 37 GWB Rn. 48 m. w. N. Dagegen nimmt Bien, NZKart 2014, 214
Fn. 1 m. w. N. an, dass § 37 Abs. 1 Nr. 3 S. 3 GWB – trotz des seit 1999 fehlenden Klammer-
zusatzes – eine Legaldefinition formuliert. Den Meinungsstand darstellend, eine Legaldefi-
nition i. E. abl., Jungermann, in: Schulte, Hdb. Fusionskontrolle, Rn. 1682. Herausstellend,
dass insg. eine etablierte Definition fehlt Böni/Wassmer, WuW 2014, 681. Zur gesellschaftsr.
Abgrenzung des Equity vom Contractual Joint Venture, das nicht eigenständig nach außen
agiert, Volkmann, BB 2023, 771 m. w. N.

2 Lohse, Kartellfreie Gemeinschaftsunternehmen im europäischen Wettbewerbsrecht,
S. 5 m. zahlr. w. N. in Fn. 29. Erschwerend kann der Terminus in anderem (Rechts-)Rahmen
abw. zu verstehen sein, vgl. Kliebisch, Das Gemeinschaftsunternehmen im Kartell- und Kon-
zernrecht, S. 29 und Koppensteiner, wbl 2020, 241 ff.

3 Vgl. zur Orientierung am kartellr. Schutzzweck Lohse, Kartellfreie Gemeinschaftsunter-
nehmen im europäischen Wettbewerbsrecht, S. 6.
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–  angelegte, nicht abschließend determi-

nierte ~  108, 125–133, 360–361 

–  Auskunfts- und Einsichtsrecht gemäß 

§ 51a GmbHG siehe dort 

–  Einfluss auf das Geschäftsführungs- 

und Aufsichtsorgan siehe dort 

–  kollektives Informationsrecht siehe 

dort 

–  Stimmrecht gemäß § 47 GmbHG siehe 

dort 

–  Teilnahmerecht gemäß § 48 GmbHG 

siehe dort 

–  Unentziehbarkeit  337–340 

–  wertungsoffene ~  108–109, 126–128, 

130, 143, 256 

–  zwingender Charakter  255–256, 270, 

302, 322, 348 

Gesellschafterversammlung 

–  effektive Teilnahme  281–283 

–  Einberufung  281–282 

–  Informationspflicht siehe dort 

–  kollektives Informationsrecht siehe 

dort 

–  Protokoll  141, 283–284, 295–296 

–  Tagesordnung  23–24, 76, 257, 273, 

275, 282–284, 295–296, 354 

–  Weisungsrecht  286–287 

Gesellschaftsrecht 

–  Regelungsgehalt und -anliegen  319–

320, 369 

–  Unterschiede zum Kartellrecht  319–

321, 369 

–  Wertentscheidung siehe dort 

–  Widerspruch zum Kartellrecht  321–

336, 369–370 

GmbH 

–  Aufsichtsrat siehe dort 

–  Geschäftsführung allgemein  284 

–  Gesellschafter siehe dort 

–  Gesellschafterrechte siehe dort 

–  Interessen von Gesellschafter und Ge-

sellschaft  254–255, 366 

–  Relevanz des Kartellverbots  254, 366 

Gründung eines GU 

–  ~ i. S. d. FKVO  47 

–  Gründung versus Betrieb des GU siehe 

dort  

Gründung versus Betrieb des GU 

–  Anknüpfungszeitpunkte  40–41 

–  Erfordernis einer Differenzierung  40–

41, 358 
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–  Konzentrationsprivileg  41, 358 

GU 

–  ~ außerhalb der FKVO  39, 135–138 

–  ~ ohne Zusammenschlussprüfung und 

Kartellverbot  143–144 

–  Begriff  11–12, 357 

–  Doppelkontrolle siehe dort 

–  FKVO-Prüfung siehe dort 

–  Funktionsfähigkeit des ~  101–102, 

131 

–  gemeinsame Kontrolle siehe dort 

–  Gründung als Zusammenschluss  42–

47 

–  Gründung eines ~ siehe dort 

–  Gründung versus Betrieb des ~ siehe 

dort 

–  Gründungsmotive  12–14, 357 

–  Gründungsrisiken  12–14, 357 

–  kontrollierende Minderheit im Teil-

funktions-GU  39, 136–137 

–  kontrollierende Minderheit im Voll-

funktions-GU unterhalb der FKVO-

Schwelle  39, 137 

–  Minderheitsgesellschafterin siehe dort 

–  nichtkontrollierende Minderheit  37–

40, 67, 115, 118–119, 133, 135–136 

–  Rechtsrahmen bei Gründung i. S. d. 

FKVO  37–68, 358 

–  Rechtsrahmen i. S. d. GWB  135–138 

–  Teilfunktions-GU siehe dort 

–  Verhältnis zur Mutter als Untersu-

chungsgegenstand  16–20 

–  Vollfunktions-GU siehe dort 

–  wettbewerbliche Stoßrichtung  14–15, 

357 

–  Zweischrankenprüfung siehe Doppel-

kontrolle 

–  zwischen Kartell und Zusammen-

schluss  11–15 

Gun-Jumping  50–51 

 

Horizontal-Leitlinien (2023)  3–4, 22, 

152, 160–165, 189, 192, 201, 211, 

218, 220, 224, 235, 362–363 

 

Illumina-Entscheidung  73 

Immanenz  35, 86, 94, 99–101, 103–104, 

131, 161, 214–215, 243, 326, 332, 

341–342, 345, 361, 370 

industrielle Führerschaft  227–228, 233, 

363 

Informationsaustausch 

–  ~ als verbotenes Verhalten  22–24, 26, 

50–51, 86, 261, 264, 266, 297, 357, 

366, 368 

Informationspflicht  281–283, 367 

Informationsrecht 

–  ~ des GmbH-Gesellschafters siehe 

Auskunfts- und Einsichtsrecht gemäß 

§ 51a GmbHG 

–  kollektives ~ siehe dort 

Informationsrecht, kollektives siehe kol-

lektives Informationsrecht 

IPR  326, 369 

 

Kartellverbot 

–  ~ als Prüfungsmaßstab  16–20 

–  ~ bei Betrieb des GU ex post siehe dort 

–  ~ bei Gründung eines GU i. S. d. 

FKVO siehe dort 

–  ~ im GU außerhalb der FKVO siehe 

dort 

–  Anwendbarkeit beim Zusammen-

schluss  52–57, 358 

–  Grundlagen  16 

–  Informationsaustausch siehe dort 

–  Nichtigkeit von Beschlüssen  297–300, 

317, 368 

–  tatbestandliche Voraussetzungen  20–

29, 96, 143, 208, 216, 264, 291–292, 

334, 343, 350 

–  verbotenes Verhalten siehe dort 

–  Wettbewerbsbeschränkung siehe dort 

–  ~ bei Betrieb des GU ex post siehe dort 

–  ~ bei Gründung eines GU i. S. d. 

FKVO siehe dort 

–  ~ im GU außerhalb der FKVO siehe 

dort 

Kartellverbot bei Betrieb des GU ex post 

–  abschließender Charakter der FKVO-

Prüfung  70–80, 133, 360 

–  Bedenken  69–80, 359 

–  Konzentrationsprivileg siehe dort 

–  Ob und Wie der Sperrwirkung  68–69, 

360 

–  Untauglichkeit stetiger Kartellverbots-

kontrolle  69–70, 359 
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Kartellverbot bei Gründung eines GU 

i. S. d. FKVO 

–  Anwendbarkeit im Verhältnis Mut-

ter/GU  57–65, 358–359 

–  Anwendbarkeit bei Geltendmachung 

durch Dritte vor Zivilgerichten  65–

68, 359 

–  zeitlicher und inhaltlicher Rah-

men  50–51 

Kartellverbot im GU außerhalb der 

FKVO 

–  bei Betrieb  140–145, 361 

–  bei Gründung  139–140, 361 

–  Doppelkontrolle siehe dort 

Kehrseite der Medaille 

–  Argumentationsansätze  155–159 

–  Horizontal-Leitlinien (2023) siehe dort 

–  Interpretationsmöglichkeiten  152–153 

–  Meinungsstand in der Literatur  154–

159 

–  Rechtsprechung  153–154 

kollektives Informationsrecht  257, 281, 

283, 367 

Kollisionsregeln 

–  allgemeine ~  325 

–  IPR siehe dort 

–  praktische Konkordanz siehe dort  

Konkordanz, praktische siehe praktische 

Konkordanz 

Kontrolle 

–  gemeinsame ~ siehe dort 

–  negative ~  5, 18, 33–34, 42–43, 45, 

83, 118, 121–122, 126, 159, 163, 182, 

216, 220, 227, 229–230, 233, 237–

239, 242, 245, 247–248, 362–364 

–  positive ~  43, 118, 126, 182, 220, 233, 

237–239, 248, 363–364 

Kontrolle, gemeinsame siehe gemein-

same Kontrolle 

Konzentrationsprivileg 

–  ~ als Ausfluss der Zweiteilung zwi-

schen Gründung und Betrieb  41, 358 

–  Abgrenzung zum Konzernprivileg  32–

36, 243–245, 249, 357–358, 364–365 

–  Ablehnung einer Pauschalimmunisie-

rung  79–85, 133, 204, 360 

–  Bedeutung für Gesellschafterein-

flüsse  37 

–  Bedürfnis nach Bestimmung des Um-

fangs  68 

–  Begriff  31–32, 357–358 

–  Bindung künftiger Zusammenschluss-

entscheidungen  89–91, 360 

–  Gegenstand  35–36, 357–358 

–  Kartellverbotskontrolle bei Betrieb des 

GU ex post  68–92, 133, 359–361 

–  Missverhältnis zwischen Prüfung und 

Freistellung  82–83, 133, 360 

–  Umfang der Immunität siehe Umfang 

des Konzentrationsprivilegs 

–  Umfang des Konzentrationsprivilegs 

siehe dort 

Konzern 

–  ~ und Unternehmen  191–192 

Konzernhaftung 

–  Bußgeldeinheit siehe dort 

–  Kehrseite der Medaille siehe dort 

–  Schadenersatzeinheit siehe dort 

Konzernprivileg 

–  ~ im Konzernverhältnis Mutter/Toch-

ter  197–202, 362–363 

–  ~ im Verhältnis Mutter/GU  202–233, 

362–365 

–  ~ und Akzo-Vermutung  200–201 

–  ~ und Autonomieverlust  159–160, 

190, 192–201, 205–215, 217, 221–

223, 226–229, 232, 239, 241, 362–

364 

–  ~ und Unternehmen  192–197, 358 

–  ~ und Wettbewerbsbeschrän-

kung  192–197, 358 

–  Abgrenzung zum Konzentrationsprivi-

leg  32–36, 243–245, 249, 357–358, 

364–365 

–  Anknüpfung  192–197, 358 

–  Begriff  31–32, 357–358 

–  bestimmender Einfluss siehe dort 

–  disparitätische Beteiligung siehe dort 

–  divergierende Kompetenzsphä-

ren  228–229, 363 

–  Effizienzgewinne  205–206 

–  Eigenart des GU  202, 207 

–  eigenständiger Handlungsbereich der 

Geschäftsführung  18, 230–233 

–  Gegenstand  189, 357–358 

–  Geheimwettbewerb siehe Selbststän-

digkeitspostulat 
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–  Horizontal-Leitlinien (2023) siehe dort 

–  industrielle Führerschaft siehe dort 

–  Kehrseite der Medaille siehe dort 

–  konkrete Alleinverantwortung  229, 

363–364 

–  koordinierter Einfluss  223–227, 232–

233, 239, 242–243, 363–364 

–  Marktbezogenheit  203–205, 219 

–  operative Selbstständigkeit  232–233, 

241, 364 

–  paritätische Beteiligung siehe dort 

–  Selbstständigkeitspostulat siehe dort 

–  Sonderfälle  227–229, 363–364 

–  Vereinbarungszweck  201–202 

–  Vergemeinschaftung  223–227 

–  Zweifel  211–222, 363 

 

Marktinformationsverfahren  264, 267, 

272, 366 

Minderheitsbeteiligung siehe Minder-

heitsgesellschafterin  

Minderheitsgesellschafterin 

–  ~ als Mutter eines GU  37–40 

–  Arten der Minderheitsbeteiligung  38–

40 

–  Begriff  37–38 

–  kontrollierende ~ im Teilfunktions-

GU 39, 136–137 

–  kontrollierende ~ im Vollfunktions-

GU unterhalb der FKVO-Schwel-

len 39, 137 

–  nichtkontrollierende ~  1, 37–40, 67, 

115, 118–119, 133, 135–136 

–  wettbewerbliche Bedenken  38–40 

Mitkontrolle siehe gemeinsame Kontrolle 

more economic approach  69 

more realistic approach  205 

Morris-Rothmans-Entscheidung  52–53, 

74–75, 104–105, 245–249 

 

Nebenabrede  31, 36, 39, 47, 51, 64, 82–

83, 93, 96–100, 116, 118, 122, 124, 

126, 142, 144–145, 189, 214, 223–

224, 324, 349 

 

OGH-Entscheidungen in Sachen dm 

–  Gegenstand des Beschlusses vom 

20.2.2020  19–20 

–  Gegenstand des Urteils vom 

19.12.2019  17–19 

 

paritätische Beteiligung 

–  Bußgeldeinheit  182, 184–185 

–  Kontrolle  44, 153 

–  Konzernprivileg  163, 212, 214, 216, 

223–225, 363 

praktische Konkordanz  326–327, 338, 

369 

Privatautonomie  328, 330–333, 345, 369 

 

Rechtssicherheit  6, 50, 55, 73–74, 77, 

79, 88, 90, 92, 110–112, 124, 129–

132, 143, 157, 220, 244, 277–278, 

312, 348–349, 359–361, 365 

Rule-of-reason-Gedanke  205, 337 

 

Schadenersatzeinheit 

–  Skanska-Entscheidung siehe dort 

–  Sumal-Entscheidung siehe dort 

–  Verhältnis zum Konzernprivileg  188 

–  Verhältnis zur Bußgeldeinheit  187–

188 

Schranken-Schranken 

–  gesellschaftsrechtliche Treue-

pflicht  338–339 

–  Immanenz als Ausganspunkt  341–

342, 370 

–  Treu und Glauben  339–340 

–  Wettbewerbsverbot als Begrün-

dung  340–345, 370 

Sektoruntersuchung Walzasphalt  2, 140–

141, 143, 266, 322, 338  

Selbstständigkeit des GU  46–47, 212–

214, 222–224, 226, 232–233, 239–

241, 249, 364 

Selbstständigkeitspostulat  6, 26, 29, 

190–191, 195, 206, 215, 224, 226, 

232, 357, 362–363, 366 

Skanska-Entscheidung  172, 187 

Stakebuilding  89–90 

Stimmrecht gemäß § 47 GmbHG 

–  Analogie zu § 47 Abs. 4 

GmbHG  277–280, 293, 298, 315, 

321, 341, 367 

–  Gegenstand  273 

–  Grenzen  274–281 

–  Sozialakte  280–281, 285, 367 
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–  Stimmrechtsbindung  276–277, 366–

367 

–  Stimmrechtsmissbrauch  275–277, 

279, 366 

–  Stimmverbot  17, 272, 274, 277–281, 

285–286, 294, 297–299, 334, 339, 

341, 367 

–  treuwidrige Stimmabgabe  17, 275–

277 

Strukturkontrolle  4–6, 19–21, 31–32, 

34–35, 40–41, 57, 68, 70, 74–76, 79, 

81, 85, 87–91, 94, 101, 104, 106–107, 

110, 125–126, 128–133, 143, 236–

238, 241, 243, 245, 247–249, 261, 

357–361, 364–365 

Sumal-Entscheidung  187–188, 220 

 

Teilfunktions-GU  32, 39, 42, 47, 136–

137 

Teilnahmerecht gemäß § 48 GmbHG 

–  Gegenstand  270–271 

–  Grenzen  271–273 

–  Rede- und Antragsrecht  271, 366 

Towercast-Entscheidung  4, 55–56, 65, 

73, 84–85, 87–88, 130, 139 

 

Umfang des Konzentrationsprivilegs 

–  angelegte, abschließend determinierte 

Gesellschafterrechte  107–108, 360–

361 

–  angelegte, nicht abschließend determi-

nierte Gesellschafterrechte  108, 125–

133, 360–361 

–  Differenzierung nach Gesellschafter-

rechten  107–109, 360 

–  Drei-Stufen-Modell  125–133, 360–

361 

–  Fallgruppen  104–109, 360 

–  Fristenplan  130–131, 361 

–  Funktionsfähigkeit des GU  101–102, 

131 

–  Gesellschaftereinflüsse als              

(Neben-)Abrede  96–97 

–  Gesellschaftereinigung  103–104 

–  Immanenz- und Akzessorietätsge-

danke  99–101 

–  Innen- und Außenverhältnis  94–95 

–  (Kern-)Beschränkung  94 

–  kombinierter Ansatz  104–133 

–  Kontrollwahrnehmung  95–96 

–  Korrekturbedürfnis de lege 

ferenda  110–112, 360 

–  Notwendigkeit für die effektive 

Rechtswahrnehmung  97–99 

–  Regelungslücke de lege lata  110–112, 

360 

–  Unmittelbarkeit versus Trennbar-

keit  104–106, 360 

–  Wettbewerbsverbot als Parallele  113–

125, 360 

Unternehmen 

–  ~ und Konzern  191–192 

–  Wettbewerbsbeschränkung zwischen 

~  20–22, 365 

 

verbotenes Verhalten 

–  Anknüpfung an Rechtsausübung  22–

28, 297–298, 357 

–  Erfordernis einer Gesamtbewer-

tung  24–28 

–  Informationsaustausch siehe dort 

Verhalten, verbotenes siehe verbotenes 

Verhalten 

Verhaltenskontrolle  4–6, 68, 72, 74–76, 

79, 81–83, 87–88, 91, 94, 101, 103–

104, 106, 109, 111, 122, 125, 127, 

129–131, 133, 142–145, 211, 233, 

236, 241, 243–245, 247–249, 261, 

291–292, 357–361, 363–365 

Vollfunktions-GU 

–  Dauerhaftigkeit des GU siehe dort 

–  FKVO-Prüfung siehe dort 

–  gemeinsame Kontrolle siehe dort 

–  Gründung  47 

–  Selbstständigkeit des GU siehe dort 

–  Voraussetzungen  42–47 

 

Wahrung kartellrechtlicher Grenzen in 

praxi  

–  ~ bei Betrieb  351–355, 370–371 

–  ~ im Zuge der Gründung  348–351, 

370 

–  ~ vor Gründung  347, 370 

Wertentscheidung 

–  ~ des Gesellschaftsrechts  329–330, 

345, 369 

–  ~ des Kartellrechts  327–329, 345, 369 
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Wettbewerbsbeschränkung 

–  ~ zwischen Unternehmen  20–22, 365 

Wettbewerbsverbot 

–  ~ und kartellrechtliche Schran-

ken  332–334 

–  ~ und kartellrechtliche Schranken-

Schranken  340–345, 370 

–  gesellschaftsrechtliche Grundla-

gen  113–115 

–  kartellrechtlicher Rahmen  115–119, 

360 

–  ~ und Konzentrationsprivileg  119–

123 

wirtschaftliche Einheit 

–  Bußgeldeinheit siehe dort 

–  Grundlagen  149–151 

–  Kehrseite der Medaille siehe dort 

–  Schadenersatzeinheit siehe dort 

–  Verhältnis zu Konzernhaftung und 

Konzernprivileg  151–152, 242–243, 

249, 362, 364 

–  willkürliche Begriffswahl  151–152 

 

Zweischrankenprinzip siehe Doppelkon-

trolle 
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